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Vorblatt 


Änderung des Urheberrechtsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Fraktionen der SPDr FDP) 


A. Problem 

Das 1965 verabschiedete neue Urheberrechtsgesetz gewährt den 
Autoren für gewisse Arten der Werknutzung keinen Ver- 
gütungsanspruch. Dies erscheint angesichts der sozialen Lage 
besonders der Schriftsteller unbillig und stößt auf zunehmende 
Kritik. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor allem vor, den Autoren künftig einen 
Vergütungsanspruch für die Ausleihe ihrer Werke durch 
öffentliche Büchereien und durch Werkbüchereien sowie für die 
Aufnahme ihrer Werke in Schulbücher zu gewähren. 


C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Aus der vorgesehenen 
Regelung können jedoch mittelbar für die öffentliche Hand 
Kosten entstehen, wenn sie als Träger öffentlicher Büchereien 
die künftig zu zahlende Urhebervergütung für die Ausleihe von 
Werken nicht auf die Entleiher abwälzt oder als Schulträger 
Lernmittelfreiheit gewährt und demzufolge von einer etwa 
eintretenden Preiserhöhung für Schulbücher betroffen wird. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


pflichtungen aus dem Arbeits- oder Dienstver- 
hältnis zu benutzen.'' 


Artikel 1 

Das Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1273), geändert durch das Erste 
Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 27 erhält folgende Fassung: 


2. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Für die Vervielfältigung und Verbrei- 
tung ist dem Urheber eine angemessene Ver- 
gütung zu zahlen." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 


„§ 27 

Vermieten und Verleihen von Vervielfältigungs- 
stücken 

(1) Für das Vermieten oder Verleihen von 
Vervielfältigungsstücken eines Werkes, deren 
Weiterverbreitung nach § 17 Abs. 2 zulässig ist, 
ist dem Urheber eine angemessene Vergütung zu 
zahlen, wenn das Vermieten oder Verleihen Er- 
werbszwecken des Vermieters oder Verleihers 
dient oder die Vervielfältigungsstücke durch 
eine der Allgemeinheit zugängliche Einrichtung 
(Bücherei, Schallplattensammlung oder Samm- 
lung anderer Vervielfältigungsstücke) vermietet 
oder verliehen werden. Der Vergütungsanspruch 
kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft gel- 
tend gemacht werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das 
Werk ausschließlich zum Zweck des Vermietens 
oder Verleihens erschienen ist oder die Verviel- 
fältigungsstücke im Rahmen eines Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses ausschließlich zu dem Zweck 
verliehen werden, sie bei der Erfüllung von Ver- 


3. In § 62 Abs. 4 Satz 3 werden hinter dem Wort 
„widerspricht" die Worte „und er bei der Mit- 
teilung der Änderung auf diese Rechtsfolge hin- 
gewiesen worden ist" angefügt. 

Artikel 2 

Für Vervielfältigungsstücke, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes hergestellt worden sind oder mit 
deren Herstellung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begonnen worden ist, steht dem Urheber ein Ver- 
gütungsanspruch nach § 46 Abs. 4 des Urheber- 
rechtsgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes nicht 
zu. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 31. Juli 1970 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


1. Zu § 27 (Artikel 1 Nr. 1) 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 27 berücksich- 
tigt den Wunsch der Autoren, die Vergütungspflicht 
auf öffentliche Büchereien und Werkbüchereien zu 
erstrecken. 

Im einzelnen ist zu der vorgeschlagenen Neufas- 
sung des § 27 folgendes zu bemerken: 

a) Öffentliche Büchereien 

Die Formulierung stellt klar, daß nur die öffent- 
lichen, d. h. jedermann zugänglichen Büchereien 
erfaßt werden sollen. Unerheblich soll dagegen 
sein, ob Träger der Bibliothek die öffentliche 
Hand, die Kirchen oder sonstige Stellen sind, da 
insoweit eine unterschiedliche Behandlung nicht 
gerechtfertigt erscheint. 

In Übereinstimmung mit dem bisherigen § 7 
Abs. 1, der nicht zwischen Büchern und anderen 
Vervielfältigungsstücken (Noten, Schallplatten, 
Filmen usw.) unterscheidet, sollen den Büche- 
reien Sammlungen der anderen Vervielfälti- 
gungsstücke, wie z. B. öffentlich zugängliche 
Diskotheken oder Filmsammlungen, gleichge- 
stellt werden. 

Ferner ist vorgesehen, nicht nur das Vermieten, 
sondern auch das Verleihen, d. h. die unentgelt- 
liche Ausleihe durch öffentliche Büchereien zu 
erfassen. Dies erscheint erforderlich, da anderen- 
falls bei der zunehmenden Tendenz der öffent- 
lichen Bibliotheken, für die Ausleihe kein Entgelt 
mehr zu fordern, der Vergütungsanspruch prak- 
tisch bedeutungslos und als Grundlage für einen 
in Aussicht genommenen Sozialfonds der Auto- 
ren ungeeignet wäre. 

b) Werkbüchereien 

Die entgeltliche Ausleihe durch Werkbüchereien 
ist als „Vermieten'" bereits nach der geltenden 
Fassung des § 27 vergütungspflichtig, da nach 
der in Literatur und Rechtsprechung einmütig 
vertretenen Auffassung ebenso wie in den Fäl- 
len des § 52 Abs. 1 Nr. 1 (Musikaufführungen 
bei Betriebsfeiern) auch bei § 27 das Erfordernis 
des Erwerbszwecks als erfüllt anzusehen ist, 
wenn die Werknutzung als eine Maßnahme be- 
trieblicher Sozialfürsorge mittelbar der Förderung 
gewerblicher Zwecke eines Unternehmens dient. 
Um den Vergütungsanspruch auch auf die unent- 
geltliche Ausleihe durch Werkbüchereien zu er- 
strecken, genügt es daher, in § 27 Abs. 1 allge- 
mein das Verleihen dem Vermieten gleichzu- 
stellen. 

Nicht gerechtfertigt erscheint es jedoch, die 
Ausleihe von Fachliteratur zu erfassen, die den 


Betriebsangehörigen eines Unternehmens als 
Hilfsmittel für ihre Arbeit im Betrieb zur Ver- 
fügung gestellt wird, da hier das Vervielfälti- 
gungsstück den betrieblichen Bereich nicht ver- 
läßt und somit eine Weiterverbreitung des Wer- 
kes im Grunde nicht vorliegt. Dieser notwendi- 
gen Einschränkung des Vergütungsanspruchs 
dient die Ergänzung des Absatzes 2. 

c) Einschaltung der Verwertungsgesellschaften 

Der Formulierungsvorschlag berücksichtigt in 
Absatz 1 Satz 2 ferner den Wunsch der Autoren, 
entsprechend der Regelung in § 53 Abs. 5 bei 
dem Vergütungsanspruch gegen die Hersteller 
von Tonbandgeräten die Geltendmachung auch 
des Vergütungsanspruchs nach § 27 den Verwer- 
tungsgesellschaften vorzubehalten. Dadurch wird 
eine für alle Beteiligten nützliche Zusammen- 
fassung der Ansprüche erreicht und zugleich die 
Anwendung des Gesetzes über die Wahrneh- 
mung von Urheberrechten und verwandten 
Schutzrechten vom 9. September 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1294) sichergestellt, das den Abschluß 
von Gesamtverträgen über die Vergütung und 
gegebenenfalls die Festsetzung des Inhalts die- 
ser Verträge durch eine Schiedsstelle vorsieht. 
Außerdem wird durch die Einschaltung der Ver- 
wertungsgesellschaften die beabsichtigte Ver- 
wendung des Vergütungsaufkommens für einen 
Sozialfonds erleichtert, da nach § 8 des genann- 
ten Gesetzes zu den Aufgaben der Verwertungs- 
gesellschaften auch die Einrichtung von Vor- 
sorge- und Unterstützungseinrichtungen für die 
Inhaber der von ihnen wahrgenommenen Rechte 
oder Ansprüche gehört. 


2. Zu § 46 (Artikel 1 Nr. 2) 

Der vorgeschlagene neue Absatz 4 berücksichtigt 
die Hauptforderung der Autoren, in den Fällen des 
§ 46 einen Vergütungsanspruch einzuführen. 

Der weitergehenden Forderung, § 46 ganz zu strei- 
chen, sollte nicht Rechnung getragen werden. Im In- 
teresse eines guten und zeitnahen Schulunterrichts 
sollte die freie Auswahl von Lesestücken für Schul- 
bücher gewährleistet bleiben. Die Aufnahme eines 
Werkes in ein Schulbuch liegt in der Regel auch im 
Interesse des Urhebers, sofern er hierfür eine Ver- 
gütung erhält. 


3. Zu § 62 Abs. 4 (Artikel 1 Nr. 3) 

Die Urheber fordern die Streichung dieser Vor- 
schrift, die in den Fällen des § 46 gewisse Erleichte- 
rungen für Änderungen des Werkes vorsieht, die 
für den Schulgebrauch erforderlich sind. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Dru cksache VI/ 1076 


Die völlige Streichung erscheint jedoch nicht gerecht- 
fertigt. Es handelt sich um eine notwendige Ergän- 
zung des § 46, die den Urheber nicht unzumutbar 
belastet. Auch nach § 62 Abs. 4 bedürfen die Ände- 
rungen grundsätzlich der Einwilligung des Urhebers. 
Der Urheber wird lediglich dadurch, daß seine Ein- 
willigung als erteilt gilt, wenn er nicht innerhalb 
eines Monats nach Mitteilung der Änderung wider- 
spricht, zu einer für die Verlagsproduktion notwen- 
digen raschen Entscheidung gezwungen. 

Gegen diese Regelung wird hauptsächlich einge- 
wandt, daß viele Urheber aus Unkenntnis der 
Rechtslage die Widerspruchsfrist versäumen und 
dann einen an sich beabsichtigten Einspruch nicht 
mehr erheben können. Diesem Bedenken soll durch 


die vorgeschlagene Ergänzung von § 62 Abs. 4 
Satz 3 Rechnung getragen werden, die den Ver- 
leger verpflichtet, den Urheber bei Mitteilung der 
Änderung auf die bestehende Ausschlußfrist hinzu- 
weisen. Eine ebenfalls angeregte Verlängerung der 
Frist, die zu einer erheblichen Belastung der Ver- 
leger führen würde, erscheint demgegenüber nicht 
erforderlich. 


4. Zu Artikel 2 

Die vorgesehene Übergangsvorschrift entspricht der 
Regelung für vergleichbare Fälle in § 136 Abs. 3 
des Urheberrechtsgesetzes. 
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